
 

 

Mitteilung 

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

an die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

vom 15. Mai 2007 
 
 
Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland gemäß 
Artikel 226 EG-Vertrag 
hier: Umsetzung der Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. September 2002 zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur Verwirkli-
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des 
Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Be-
zug auf die Arbeitsbedingungen 

 
-  Verfahren Nr. 2006 / 2519  - 

 

Bezug: Aufforderungsschreiben der EG-Kommission vom 23. März 2007 (SG-
Greffe(2007)D/201376) 

 
Anlagen: - 2 - 
 
 
Die Bundesregierung beehrt sich, der Kommission der Europäischen Gemeinschaften folgendes mit-
zuteilen: 
 
 
 
Aus deutscher Sicht sind die Regelungen der Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. September 2002 zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur Verwirkli-
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich der Zugangs zur 
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedin-
gungen (im folgenden die „Richtlinie“ genannt) korrekt umgesetzt worden. Zu den diesbezüglichen 
Rügen der Kommission ist im Einzelnen folgendes anzumerken: 
 
 
1. Rückkehr an den früheren Arbeitsplatz 
 
a) Vorwurf der Kommission 
 
Die Kommission ist der Ansicht, dass der neue Artikel 2 Absatz 7 Unterabsatz 2 mit dem § 3 Absatz 1 
Satz 2 AGG nicht richtig umgesetzt sei (unzureichender Schutz von Frauen vor ungünstigerer Behand-
lung wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft, Fehlen eines differenzierten Katalogs der Rechte, wie 
sie die Richtlinie enthält). 
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b) Standpunkt der Bundesregierung 
 
Aus Sicht der Bundesregierung ist die deutsche Regelung so präzise und transparent, dass sich der 
Einzelne mit Erfolg darauf berufen kann. Insbesondere gilt Folgendes: 
 
§ 3 Absatz 1 Satz 2 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG  -  BGBl. 2006, 1897), mit 
dem die Richtlinie in Deutschland umgesetzt wurde, darf nicht für sich alleine gelesen werden, son-
dern ist im Zusammenhang mit dem Regelungskontext zu verstehen. Er enthält in der Tat lediglich den 
allgemeinen Grundsatz, dass eine Frau wegen einer Schwangerschaft oder Mutterschaft nicht ungüns-
tiger behandelt werden darf als eine andere Person in einer vergleichbaren Situation.  
 
Die Einzelheiten ergeben sich dann aber aus dem deutschen Gesetz zum Schutz der erwerbstätigen 
Mutter (Mutterschutzgesetz - MuSchG). Dieses Gesetz bietet werdenden und stillenden Müttern in 
einem Arbeitsverhältnis oder in Heimarbeit Beschäftigten sowie ihnen Gleichgestellten einen umfas-
senden Schutz. Dieser Schutz ist von dem Grundsatz getragen, dass dieser Personengruppe wegen 
ihrer Mutterschaft keine Vergünstigungen versagt werden. Entsprechend sind auch die leistungsrecht-
lichen Vorschriften nach den §§ 11 ff. MuSchG ausgestaltet.  
 
Der Arbeitsplatz der jungen Mutter ist gemäß § 9 MuSchG bis zum Ablauf von vier Monaten nach der 
Entbindung geschützt; während dieses Zeitraums besteht also grundsätzlich ein Kündigungsverbot. 
Eine Kündigung darf nur ausnahmsweise unter Einhaltung eines besonderen Verfahrens mit behördli-
cher Zulässigerklärung ausgesprochen werden, aber dann auch nur in den Fällen, die nicht mit dem 
Zustand einer Frau während der Schwangerschaft oder ihrer Lage bis zum Ablauf von vier Monaten 
nach der Entbindung in Zusammenhang stehen. Diese mutterschutzrechtlichen Regelungen dienen der 
Verwirklichung des in Artikel 6 Absatz 4 des Grundgesetzes geregelten Schutzes von Schwangeren 
und Müttern nach der Entbindung.   
 
Auch eine Änderungskündigung fällt unter das Kündigungsverbot. Die Mutter muss also keinesfalls 
auf schlechtere Bedingungen eingehen, sondern hat die vollen Rechte aus ihrem arbeitsvertraglich 
spezifizierten Arbeitsverhältnis. Sie hat auf ihrem alten Arbeitsplatz Anspruch auf Einräumung der 
Bedingungen, die für Sie vor der Entbindung galten oder zumindest auf einen gleichwertigen Arbeits-
platz, der der jungen Mutter keine weniger günstigen Bedingungen bieten darf.  
 
Die mutterschutzrechtlichen Regelungen sind in Deutschland gut ausgestaltet, sie haben bisher - wie 
aus Rechtsprechung und Praxis ersichtlich - auch ihren Zweck voll erzielt. Nachbesserungen in Um-
setzung der Richtlinie 2002/73/EG waren hier nicht erforderlich. 
 
 
2. Anwendungsbereich des AGG 
 
a) Vorwurf der Kommission 
 
Die Kommission beanstandet ferner, dass § 2 Absatz 4 AGG hinsichtlich einer Kündigung nicht den-
selben starken Schutz gegen Diskriminierungen gewährleiste, wie ihn das Gemeinschaftsrecht in dem 
neuen Artikel 3 Absatz 1 Nummer c) der Richtlinie vorsieht. 
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Indem Deutschland sich auf anderweitige Gesetze bezieht, die im Falle von Kündigungen gelten, habe 
es nicht abgesichert, dass Kündigungen in den Schutz des AGG einbezogen sind. Eine Notifizierung 
von Vorschriften, die sichern könnten, dass Diskriminierungen bei Kündigungen ausgeschlossen sind, 
sei nicht erfolgt.  
 
b) Standpunkt der Bundesregierung 
 
Die Entlassungsbedingungen sind, wie von den Richtlinien vorgeschrieben, ausdrücklich vom An-
wendungsbereich des AGG (§ 2 Absatz 1 Nummer 2) erfasst.  
 
Die Regelung des § 2 Absatz 4 AGG sieht vor, dass  

„Für Kündigungen … ausschließlich die Bestimmungen zum allgemeinen und beson-
deren Kündigungsschutz [gelten]“. 

Damit soll das Verhältnis des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes zu den bestehenden Kündi-
gungsschutzbestimmungen präzisiert werden. Die Regelung dient der Abgrenzung beider gesetzlichen 
Regelungsbereiche. 
 
Der Kündigungsschutz in Deutschland ist weitgreifend und verbietet durch das Erfordernis einer so-
zialen Rechtfertigung alle erdenklichen Formen von diskriminierenden Kündigungen. Das Kündi-
gungsschutzgesetz (KSchG) schützt in Betrieben mit in der Regel mehr als zehn Beschäftigten die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis länger als sechs Monate bestanden hat, 
vor sozial ungerechtfertigten Kündigungen. Sozial gerechtfertigt ist eine Kündigung nur dann, wenn 
sie nach § 1 KSchG  
o durch Gründe in der Person (z.B. Krankheit, mangelnde Eignung) oder  
o in dem Verhalten des Arbeitnehmers (z.B. Arbeitsverweigerung, Straftat im Betrieb) liegen  
o oder durch dringende betriebliche Erfordernisse (z.B. Rationalisierung, Betriebsstilllegung) bedingt 

ist, die einer Weiterbeschäftigung im Betrieb oder im Unternehmen entgegenstehen.  
 
Kündigungen wegen der Rasse, der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität sind sozial nicht gerechtfertigt 
und deshalb unwirksam. 
 
In Deutschland sind die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch außerhalb des Anwen-
dungsbereichs des Kündigungsschutzgesetzes durch die zivilrechtlichen Generalklauseln gegen eine 
sitten- oder treuwidrige Kündigung geschützt. Einschlägig sind hier  

o § 138 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) - Sittenwidrigkeit - und  
o § 242 BGB - Treu und Glauben.  
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Die Effizienz dieses zivilrechtlichen Kündigungsschutzes ergibt sich aus der ständigen Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesarbeitsgerichts. Eine Kündigung verstößt dann 
gegen § 242 BGB und ist nichtig, wenn sie aus Gründen, die von § 1 KSchG nicht erfasst sind, Treu 
und Glauben verletzt. So hat das Bundesarbeitsgericht eine Kündigung für treuwidrig gehalten, die 
während der sechsmonatigen Probezeit erklärt worden war, in der das Kündigungsschutzgesetz noch 
nicht galt, weil sie allein wegen der Homosexualität des gekündigten Arbeitnehmers erklärt worden 
war.1  
 
 
3. Sanktionen 
 
a) Vorwurf der Kommission 
 
Gerügt wird mit dem Mahnschreiben weiterhin der Umstand, dass Deutschland entgegen der Vorgabe 
des neuen Artikel 6 Absatz 2  der Richtlinie keine Vorschriften notifiziert habe, die ausdrücklich si-
cherstellen, dass abschreckende Maßnahmen zur Sanktion einer Diskriminierung erfolgen werden. 
 
b) Standpunkt der Bundesregierung 
 
Für die Umsetzung des Artikel 6 Absatz 2 der geänderten Richtlinie 76/207/EWG wurden ausreichen-
de Sanktionsvorschriften erlassen. § 15 AGG wird den dortigen Anforderungen gerecht, wonach die 
Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müssen. Benachteiligte Personen haben 
danach nämlich Anspruch auf Ersatz des ihnen entstandenen materiellen und immateriellen Schadens 
(§ 15 Absatz 1 und 2), jedoch keinen Anspruch auf die Begründung eines Beschäftigungsverhältnis-
ses, Berufsausbildungsverhältnisses oder einen beruflichen Aufstieg (§ 15 Absatz 6 AGG). Im Einzel-
nen gilt hier Folgendes: 
o Der Anspruch auf Ersatz des materiellen Schadens nach § 15 Absatz 1 AGG ist zwar verschuldens-

abhängig ausgestaltet. Zur Erleichterung der effizienten Rechtsdurchsetzung kommt der benach-
teiligten Person jedoch nach § 15 Absatz 1 Satz 2 AGG - ebenso wie nach § 21 Absatz 2 Satz 2 
AGG - eine Verschuldensvermutung zugute.  

o Der Anspruch auf Ersatz des immateriellen Schadens (Entschädigung) nach § 15 Absatz 2 Satz 1 
AGG ist entsprechend der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zum verschuldensu-
nabhängigen Ersatz von Nichtvermögensschäden verschuldensunabhängig ausgestaltet.  

o Ansprüche aus anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt (§ 15 Absatz 5 AGG). 
 

                                                      
1  BAG vom 23.06.1994, 2 AZR 617/93, NZA 1994, S. 1080 ff. Danach werde von dem durch den Grundsatz 
der Privatautonomie eingeräumten Kündigungsrecht in diesem Falle unter Missachtung des Persönlichkeitsrechts 
des Arbeitnehmers Gebrauch gemacht. Dieses Gebrauchmachen von Privatautonomie stelle eine unzulässige 
Rechtsausübung dar. 
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In Bezug auf die Höhe der Entschädigungsleistungen gilt folgendes: 
 
o Gemäß § 15 Absatz 2 AGG existiert für den Fall einer nicht erfolgten Einstellung einer Stellen-

bewerberin oder eines Stellenbewerbers eine Höchstgrenze von drei Monatsgehältern, wenn die 
Stellenbewerberin oder der Stellenbewerber auch bei benachteiligungsfreier Auswahl nicht einge-
stellt worden wäre (etwa wenn andere Stellenbewerberinnen oder Stellenbewerber besser qualifi-
ziert sind). Dies steht im Einklang mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs2 und 
entspricht hinsichtlich der Höchstgrenze der bisherigen gemeinschaftskonformen Regelung des § 
611a Absatz 3 Satz 1 BGB.  

o Für Entschädigungsleistungen in anderen Fällen gelten keine Höchstgrenzen.  
 
Es handelt sich um individuelle Ansprüche der Beschäftigten, die notfalls vor dem Arbeitsgericht ein-
geklagt werden können.  
 
Zusätzlich zu diesen Sanktionsregelungen gibt es weitere Rechtsinstitute zum Schutz der benachteilig-
ten Personen, wie etwa das Beschwerderecht nach § 13 AGG bei den zuständigen Stellen (z.B. beim 
Arbeitgeber, einem Vorgesetzten oder der Arbeitnehmervertretung) und das Leistungsverwei-
gerungsrecht nach § 14 AGG. 
 
Neben diesen individuellen Ansprüchen der betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben 
auch der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft ein Klagerecht. Bei groben Verstö-
ßen des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot können diese nach § 17 Absatz 2 AGG auch 
ohne Zustimmung des Betroffenen gegen den Arbeitgeber auf Unterlassung oder Vornahme einer 
Handlung klagen, um gegen die Diskriminierung vorzugehen.3  
 
Zur Einführung von noch weitergehenden Sanktionen war Deutschland nicht verpflichtet. Nach der 
Richtlinie liegt es in der Verantwortung und dem Ermessen der Mitgliedstaaten, die Sanktionen festzu-
legen, die bei einem Verstoß gegen die einzelstaatlichen Antidiskriminierungsvorschriften zu verhän-
gen sind. Dies bedeutet insbesondere, dass die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung nicht gehalten sind, 
ihrer Rechtssystematik fremde Rechtsinstitute wie Strafschadensersatz oder verschuldensunabhängige 
Schadensersatzansprüche vorzusehen. 
 
 
4. Das Beteiligungsrecht der Verbände  
 
a) Vorwurf der Kommission 
 
In Bezug auf die Beteiligungsrechte der Verbände ist die Kommission der Ansicht, dass Artikel 6 Ab-
satz 3 der neuen Richtlinie nicht richtig umgesetzt sei. Dazu erhebt sie die drei folgenden Vorwürfe: 
 

                                                      
2  Urteil des Gerichtshofs vom 22.04.1997 – C-180/95 – Draehmpaehl. An die Vorgaben dieser Entscheidung 
war die (mit Inkrafttreten des AGG aufgehoben) Entschädigungsregelung des § 611a BGB bereits im Jahr 1998 
angepasst worden, womit sie den europarechtlichen Anforderungen einer abschreckenden Sanktion gerecht wur-
de. 
3  Dies bedeutet allerdings nicht, dass der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft Ansprüche 
der benachteiligten Person im Wege einer Prozessstandschaft geltend machen kann. Dies wird im Gesetzestext 
ausdrücklich klargestellt. 
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 aa) § 23 Absatz 1 Satz 2 AGG sei insofern zu eng, als damit das deutsche Recht als Antidiskriminie-
rungsverbände nur solche Verbände anerkenne, die mindestens 75 Mitglieder haben.  
 
bb) Im Übrigen sei die Möglichkeit dieser Verbände insofern eingeschränkt, als sie kein generelles 
Beteiligungsrecht haben, sondern nur dort als Beistände aufzutreten befugt sind, wo das Gesetz keinen 
Anwaltszwang fordert.  
 
cc) Darüber hinaus sei das Beteiligungsrecht der Verbände durch § 8 [muss heißen: 23] Absatz 1 Satz 
1 AGG auch insofern eingeschränkt, als es auf Verbände und Zusammenschlüsse beschränkt ist, die 
„nicht gewerbsmäßig“ arbeiten.  
 
b) Standpunkt der Bundesregierung 
 
Gemäß § 23 Absatz 1 AGG sind Antidiskriminierungsverbände Personenzusammenschlüsse, die nicht 
gewerbsmäßig und nicht nur vorübergehend entsprechend ihrer Satzung die besonderen Interessen von 
benachteiligten Personen oder Personengruppen nach Maßgabe von § 1 AGG wahrnehmen. Die in den 
Absätzen 2 bis 4 bezeichneten Rechte stehen ihnen jedoch nur zu, wenn sie mindestens 75 Mitglieder 
haben oder einen Zusammenschluss aus mindestens sieben Verbänden bilden.  
 
Diese Anforderung entspricht den Vorgaben des Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie, der es den Mit-
gliedstaaten überlässt, durch einzelstaatliche Regelung die Kriterien festzulegen, die an die einschlägi-
gen Verbände, Organisationen oder anderen juristischen Personen, zu stellen sind.  
 
Das deutsche Recht hat für die Wahrnehmung solcher Interessen unterschiedliche Kriterien geschaf-
fen, die jeweils bezogen auf das betroffene Rechtsgebiet sicherstellen, dass die Rechte der Betroffenen 
möglichst verlässlich und kompetent wahrgenommen werden können. Beispiele sind hier etwa:  
o das Unterlassungsklagengesetz (UKlaG), das dafür in § 4 UKlaG ein Listenverfahren vorsieht. 

Nach § 4 Absatz 2 UKlaG werden Verbände als qualifizierte Einrichtungen in die Liste eingetra-
gen, die mindestens 75 natürliche Personen oder zwei Verbraucherverbände als Mitglieder haben.  

o das Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen (BGG), das in § 13 Absatz 3 ein zentrales 
Anerkennungsverfahren für Verbände regelt. Die betroffenen Verbände müssen zum Zeitpunkt der 
Anerkennung u.a. mindestens drei Jahre tätig gewesen sein und die Gewähr für eine sachgerechte 
Aufgabenerfüllung bieten.  

 
Im AGG ist wegen der unterschiedlichen Diskriminierungsmerkmale und der erwünschten Vielfalt 
und Heterogenität der möglichen Antidiskriminierungsverbände von einem zentralen Anerkennungs-
verfahren abgesehen worden. Um dennoch eine sachgerechte Aufgabenerfüllung sicherzustellen, sind 
im AGG nicht nur die Schwellenwerte des UKlaG übernommen worden, mit denen bisher gute Erfah-
rungen gemacht worden sind. Aus dem UKlaG wurde ferner die Anforderung der Nichtgewerblichkeit 
übernommen. Der betroffenen Person springt daher sofort ins Auge, ob der sie beratende Verband ein 
Antidiskriminierungsverband im Sinne des AGG ist, der sich aus eigenen Mitteln finanziert (Beiträge, 
Spenden, Fördermittel) oder ob sie aufgrund der Gewinnorientierung mit einem Eigeninteresse des 
Verbandes rechnen muss, das ihren Interessen auch zuwiderlaufen kann. Das Erfordernis des Merk-
mals „nicht gewerbsmäßig“ entspricht den dem deutschen Recht immanenten Kriterien, wenn es um 
die Einräumung besonderer Rechte für die Interessenwahrnehmung anderer durch Verbände geht, da 
auch die Interessen der betroffenen Personen durch das Gesetz geschützt werden müssen. 
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Zutreffend stellt die Kommission ferner heraus, dass Antidiskriminierungsverbände derzeit nur dann 
befugt sind, als Beistände vor Gericht aufzutreten, wenn eine Vertretung der Parteien durch Anwälte 
nicht gesetzlich vorgeschrieben ist. Dies entspricht der in Deutschland zurzeit noch geltenden allge-
meinen Regelung über die Beistandschaft in § 90 der Zivilprozessordnung (ZPO). Jedoch ist eine Än-
derung des § 90 ZPO in Arbeit,4 nach der zukünftig die Beistandschaft grundsätzlich auch in Verfah-
ren mit so genanntem Anwaltzwang zulässig sein wird. Der Gesetzentwurf wurde am 1. Februar 2007 
an den Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages überwiesen. Die Bundesregierung beabsichtigt, 
eine entsprechende Folgeänderung in § 23 Absatz 2 AGG in das Gesetzgebungsverfahren einzubrin-
gen, mit der die dort enthaltene Beschränkung der Beistandschaft von Antidiskriminierungsverbänden 
auf Verfahren ohne Anwaltszwang entfallen soll.  
 
Unabhängig davon trifft die Schlussfolgerung nicht zu, der Handlungsspielraum der Antidiskriminie-
rungsverbände sei auf Grund der gegenwärtigen Regelung erheblich eingeschränkt. Ihnen stehen zwar 
die prozessualen Rechte des § 90 ZPO im Interesse der benachteiligten Person, die durch ihren Anwalt 
vertreten ist, nicht zu. Tatsächlich aber können sich Antidiskriminierungsverbände umfassend und 
aktiv für die Belange benachteiligter Personen einsetzen. So ist es allgemein üblich, dass Verbände mit 
spezialisierten Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten zusammenarbeiten. Diese verfügen dann we-
gen ihres ständigen Kontakts mit der Verbandsarbeit über ein besonderes Fachwissen, das der benach-
teiligten Person zugute kommt. Der jeweilige Antidiskriminierungsverband kann auch in Anwaltspro-
zessen Kontakt mit der benachteiligten Person und ihrem Anwalt halten und Ratschläge für die Pro-
zessführung geben. Die faktische Mitwirkung der Antidiskriminierungsverbände auch in Anwaltspro-
zessen wird durch die deutschen Vorschriften daher nicht eingeschränkt.5 Hingegen wird im Interesse 
der benachteiligten Person sichergestellt, dass ihre Interessen von einem materiell- und prozessrecht-
lich ordnungsgemäß ausgebildeten Interessenvertreter wahrgenommen werden. Die Beratung durch 
den Antidiskriminierungsverband tritt hier noch hinzu.  
 
Vor diesem Hintergrund kann aus deutscher Sicht nicht nachvollzogen werden, in welcher Hinsicht 
§ 23 Absatz 2 AGG zu Artikel 6 Absatz 3 der revidierten Gleichbehandlungsrichtlinie in Widerspruch 
stehen könnte. Der benachteiligten Person steht es nach deutschem Recht als Prozesspartei frei, sich zu 
ihrer Unterstützung beliebiger Organisationen zu bedienen, und zwar im Vorfeld, während und nach 
der Durchführung gerichtlicher Maßnahmen. Im Rahmen des Öffentlichkeitsgrundsatzes kann sie den 
jeweiligen sie betreuenden Antidiskriminierungsverband auch in die mündliche Verhandlung mitbrin-
gen – und dies unabhängig von seiner Mitgliederzahl. Sie kann sich mit ihm vor dem Verfahren bera-
ten, während der mündlichen Verhandlung - im Anwaltsprozess über ihren Anwalt - um Unterbre-
chung zur Rücksprache mit dem Verband bitten und ihre Rechtsposition regelmäßig auch mit Anwalt 
und Antidiskriminierungsverband in einer Sitzungspause diskutieren. Einer Klarstellung dieser für 
jedermann bestehenden Möglichkeiten auch für Antidiskriminierungsverbände bedarf es nicht. Jedoch 
ist nur die benachteiligte Person selbst Herrin des Verfahrens. Wenn sie aus guten Gründen und nicht 
zuletzt zum eigenen Schutz im Anwaltsprozess nur über ihren Anwalt postulationsfähig ist, sind ihre 
Mitwirkungsrechte in prozessualer Hinsicht durch die Prozessordnungen beschnitten. Nur in diesem 
Rahmen besteht daher nach derzeitiger Gesetzeslage überhaupt Spielraum für die Beteiligung von 
Antidiskriminierungsverbänden, den der deutsche Gesetzgeber voll ausgeschöpft hat. Dies reflektiert 

                                                      
4  Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsberatungsrechts (RDG, BT-Drs.16/3655), Artikel 8 
Nummer 5. 
5  vergl. BT-Drs. 16/1780 S. 48. 
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auch Erwägungsgrund 20 der Richtlinie 2002/73/EG, der ausdrücklich auf die nationalen Verfahrens-
ordnungen bezüglich der Vertretung und Verteidigung vor Gericht abstellt. 
 
 
5. Sozialer Dialog  

 
a) Vorwurf der Kommission 
 
Die Kommission beanstandet, dass Deutschland keine Maßnahmen notifiziert hat, die die Verpflich-
tungen aus den neuen Artikeln 2 Absatz 5, aus Artikel 8b und aus Artikel 8c umsetzen. (Vorbeu-
gungsmaßnahmen gegen Diskriminierungen und Belästigungen aufgrund des Geschlechts sowie Maß-
nahmen zur Förderung des sozialen Dialogs zwischen den Sozialpartnern und den Nichtregierungsor-
ganisationen) Daher geht die Kommission davon aus, dass diese Bestimmungen in Deutschland nicht 
umgesetzt worden sind. 
 
b) Standpunkt der Bundesregierung 
 
Die Bestimmungen der Artikel 8b und 8c der Richtlinie 76/207/EWG werden in mehrfacher Hinsicht 
durch die Bestimmungen über die Antidiskriminierungsstelle des Bundes umgesetzt, die im AGG ent-
halten sind. So setzen die §§ 25 Absatz 1, 29, 30 Absatz 1 AGG die Vorgaben des Artikel 8c der 
Richtlinie 76/207/EWG zur Förderung des Dialogs mit den jeweiligen Nichtregierungsorganisationen 
um. Im Einzelnen stellt sich dies wie folgt dar: 

 
o Gemäß § 25 Absatz 1 AGG wird beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend eine Stelle des Bundes zum Schutz vor Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder we-
gen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Identität (Antidiskriminierungsstelle des Bundes) errichtet.  

 
o Gemäß Artikel 29 AGG soll die Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei ihrer Tätigkeit Nicht-

regierungsorganisationen sowie Einrichtungen, die auf europäischer, Bundes-, Landes- oder regi-
onaler Ebene zum Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 AGG genannten Grundes tä-
tig sind, in geeigneter Form einbeziehen. Deutschland fördert damit gemäß den Vorgaben aus Ar-
tikel 8c der Richtlinie 76/207/EWG den Dialog mit den geeigneten Nichtregierungsorganisationen 
bzw. einschlägigen Interessengruppen.  

 
o § 30 Absatz 1 AGG gewährleistet den Dialog mit Nichtregierungsorganisationen in Übereinstim-

mung mit der Vorgabe des Artikel 8c der Richtlinie 76/207/EWG. Diese Vorschrift lautet:  
„Zur Förderung des Dialogs mit gesellschaftlichen Gruppen und Organisationen, die 
sich den Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes zum 
Ziel gesetzt haben, wird der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ein Beirat beige-
ordnet. Der Beirat berät die Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei der Vorlage 
von Berichten und Empfehlungen an den Deutschen Bundestag nach § 27 Absatz 4 
und kann hierzu sowie zu wissenschaftlichen Untersuchungen nach § 27 Absatz 3 
Nummer 3 eigene Vorschläge unterbreiten.“  
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o Die in Artikel 8b Absatz 1 der Richtlinie 76/207/EG geforderten Maßnahmen zur Förderung des 
sozialen Dialogs zwischen den Sozialpartnern werden durch § 30 Absatz 2 AGG umgesetzt. § 30 
Absatz 2 AGG knüpft an die Schaffung eines Beirats zur Antidiskriminierungsstelle an und regelt 
dessen Besetzung:  

„Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend beruft im Einver-
nehmen mit der Leitung der Antidiskriminierungsstellte des Bundes sowie den ent-
sprechend zuständigen Beauftragten der Bundesregierung oder des Deutschen Bundes-
tages die Mitglieder dieses Beirats und für jedes Mitglied eine Stellvertretung. In den 
Beirat sollen Vertreterinnen und Vertreter gesellschaftlicher Gruppen und Organisati-
onen sowie Expertinnen und Experten in Benachteiligungsfragen berufen werden. 
(…)“.  
 

Die Gesetzesbegründung zum AGG (BT-Drs. 16/1780, S. 52 f.) hebt in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich hervor, dass bei der Besetzung des Beirats auf jeden Fall sicherzustellen ist, dass die 
Tarifpartner vertreten sind, um entsprechend der genannten Richtlinienvorgabe den sozialen Dia-
log zwischen den Sozialpartnern zu fördern.  
 
Daneben werden entsprechend Artikel 2 Absatz 5 der Richtlinie mit § 17 AGG Tarifvertragspar-
teien, Arbeitgeber, Beschäftigte und deren Vertretungen auffordert, im Rahmen ihrer Aufgaben 
und Handlungsmöglichkeiten an der Verwirklichung der Verhinderung oder Beseitigung von Be-
nachteiligungen wegen der in § 1 AGG genannten Gründe mitzuwirken. 
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6. Ergebnis 
 

Insgesamt ergibt sich aus dem Vorstehenden, dass die Bundesrepublik Deutschland ihrer Umsetzungs-
verpflichtung der Richtlinie nachgekommen ist. In diesem Zusammenhang erinnert die Bundesregie-
rung insbesondere an die ständige Rechtsprechung des Gerichtshofs, wonach  

„… die Umsetzung einer Richtlinie in innerstaatliches Recht nicht notwendigerweise [ver-
langt], daß ihre Bestimmungen förmlich und wörtlich in einer ausdrücklichen besonderen Ge-
setzesvorschrift wiedergegeben werden; je nach dem Inhalt der Richtlinie kann ein allgemei-
ner rechtlicher Rahmen genügen, wenn er tatsächlich die vollständige Anwendung der Richt-
linie in so klarer und bestimmter Weise gewährleistet, daß - soweit die Richtlinie Ansprüche 
des einzelnen begründen soll - die Begünstigten in der Lage sind, von allen ihren Rechten 
Kenntnis zu erlangen und diese gegebenenfalls vor den nationalen Gerichten geltend zu ma-
chen.“ 

(Rechtssache C-59/89, Rn. 18, Kommission/Bundesrepublik Deutschland, Slg. 1991, I-02607, 
so auch Urteil vom 28. Februar 1991 in der Rechtssache C-131/88, Kommission/Deutschland, 
Slg. 1991, I-825, Rz. 6, Rechtssache C-339/87, Rn. 6, Kommission/Königreich der Niederlan-
de, Slg. 1990, I-00851 und Rechtssache C-236/95, Leitsätze, Rn. 13, Kommission/Republik 
Griechenland, Slg. 1996, I-04459 ) 

 
Diese Bedingungen sind vorliegend erfüllt. Daher wird um zeitnahe Einstellung des Verfahrens gebe-
ten.  
 
Soweit Gegenstand der Rüge die ausstehende Notifizierung bestimmter deutscher Gesetze ist, die eng 
mit dem Regelungsinhalt des AGG verzahnt sind, übermittelt die Bundesregierung anbei die Textfas-
sung der folgenden Gesetze: 
 

o Mutterschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 
2318), geändert durch Art. 2 Abs. 10 des Gesetzes vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748) 

o Kündigungsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 1969 (BGBl. I 
S. 1317, zuletzt geändert durch Artikel 218 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I 
S. 2407) 

 
 
 


